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Einleitung


Lärm und Gerüche können jedes Nachbarschaftsverhältnis belasten.


Inwieweit die Bauaufsichtsbehörde Abhilfe schaffen muss oder darf, muss oft erst die Verwaltungsgerichtsbarkeit entscheiden.


Nachfolgend werden dazu die gerichtlichen Grundsätze dargestellt. Dafür werden in diesem Buch die Leitsätze der höchstrichterlichen und obergerichtlichen Rechtsprechung, zum Teil gekürzt, vorgestellt


Zum Nachlesen und zur weiteren Recherche wird die jeweilige Veröffentlichung in Fußnoten nachgewiesen.


Immissionen sind schädliche Umwelteinwirkungen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen (§ 3 Abs. 1 BImSchG).


I Lärm


Besteht eine gewerbliche Anlage, kann der Nachbar ihrer Erweiterung oder Änderung nicht die Belange entgegenhalten, die er mit der bestehenden Anlage geduldet hat. Unabhängig von Belangen des Lärmschutzes handelt sich dabei insbesondere um die durch die Erweiterung oder Änderung hervorgerufene Verkehrszunahme. So berechtigt die Zunahme des Zu - und Abgangsverkehrs den Nachbarn dann nicht zur Abwehr des Vorhabens, wenn sie weniger als 3 dB(A) beträgt1.


Eine gewerbliche Anlage kann selbst als Störfallbetrieb (z.B.


Abwasserbehandlungsanlage) heranrückende Bebauung nicht abwehren, wenn diese bereits aufgrund der vorhandenen Bebauung ihre Zumutbarkeitsgrenze nicht verändert2.


Zur immissionsschutzrechtlichen Genehmigung einer Bauschutt-Recyclinganlage und zum Schutz vorhandener und künftiger Wohnbebauung vor Lärmimmissionen über 55 dB(A)3.


Die Rechtmäßigkeit einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung hängt grundsätzlich nur von der Rechtmäßigkeit der Lärmimmissionsprognose ab, nicht von Abnahmemessungen.


Ein Rechtsfehler bei der Anordnung einer Abnahmemessung beseitigt nicht die Rechtmäßigkeit einer Immissionsprognose. Umgekehrt gleicht die Anordnung einer Abnahmemessung keine unzureichende Lärmimmissionsprognose aus.4


Ein vorhabenbezogener Bebauungsplan, der auf einer offensichtlich unzureichend ermittelten, den tatsächlichen Betrieb nicht hinreichend abbildenden Lärmprognose beruht (hier: eine mit zahlreichen Mängeln behaftete Lärmprognose für einen Gastronomiebetrieb mit insgesamt 200 Sitzplätzen im Innenbereich und 100 Sitzplätzen für die Außengastronomie), ist offensichtlich unwirksam. In diesem Fall sind regelmäßig Beeinträchtigungen der durch Wohnnutzung geprägten Nachbarschaft anzunehmen, die es rechtfertigen, den Bebauungsplan vorläufig außer Vollzug zu setzen.5


Fachliche Mängel eines Sachverständigengutachtens sind grundsätzlich nicht geeignet, die Besorgnis der Befangenheit hinsichtlich des Sachverständigen zu begründen.6


Vorsatz und Fahrlässigkeit werden bei der verschuldensabhängigen Haftung für Umweltschäden nach zivilrechtlichen Maßstäben bestimmt. Ein etwaiges Verschulden eines vom Verantwortlichen beauftragten weisungsfreien Gutachters wird diesem nicht zugerechnet.7


I 1. Bahn


Reflektiert ein Bauvorhaben Bahnlärm, so dass ein Nachbar verstärkt damit belastet wird, ist das diesem Vorhaben zuzurechnen (gegen BayVGH, B.v.31.7.2006- 25 CS 06.1706 sowie OVG Münster, B.v.2.5.2018- 10 B 234/18,jeweils juris).


Wirkt der reflexionsbedingte Lärm auf Gebäudeteile ein, die von Bahnlärm bislang nicht so stark betroffen waren, trifft den Bauherrn auch dann ein verstärkte Pflicht Rücksicht zu nehmen, wenn die Lärmgesamteinwirkungen das Niveau der Gesundheitsgefährdung dort noch nicht erreichen. Er muss die Lärmeinwirkungen gegebenenfalls durch Aufbringen einer absorbierenden Fassade oder Ähnlichem reduzieren.8


I 2. Baustelle


Ein sicherungsfähiger Anspruch des Nachbarn auf Anordnung geeigneter Maßnahmen zur Begrenzung des von einer Baustelle verursachten Lärms kommt unterhalb der Schwelle der Gesundheitsgefahr erst dann in Betracht, wenn die Geräuschimmissionen dem Einwirkungsbereich mit Rücksicht auf dessen durch die Gebietsart und die konkreten tatsächlichen Verhältnisse bestimmte Schutzwürdigkeit bzw. Schutzbedürftigkeit nicht mehr zugemutet werden können.


Maßnahmen zur Minderung der Geräusche sollen nach Nr. 4.1 de AVV Baulärm dann angeordnet werden, wenn der Richtwert am maßgeblichen Immissionsort unter Einstellung der Vorbelastung um mehr als 5 dB(A) überschritten wird9.


Eine einstweilige Anordnung, die die Behörde zum Einschreiten verpflichtet, wird nicht vollständig umgesetzt, wenn ihr die Behörde lediglich formal Folge leistet, den von der Behörde ergriffenen Maßnahmen aber von vornherein jede Eignung im Hinblick auf den mit der einstweiligen Anordnung verfolgten Sinn und Zweck fehlt oder die Behörde erkennbar nicht auf ihre Vollziehung hinwirkt.


Nr. 4.1 AVV-Baulärm entbindet den Betreiber einer Baustelle nicht von der Verpflichtung, die Einhaltung der Immissionsrichtwerte der Nr. 3.1.1 AVV Baulärm sicherzustellen, wenn ihm die Einhaltung dieser Werte durch behördliche Verfügung aufgegeben worden ist.


Die Regelung der Nr. 4.1 AVV Baulärm, wonach bei Überschreiten des Eingreifrichtwerts (Immissionsrichtwert zuzüglich 5 dB(A) in der Regel eine Verpflichtung zum Einschreiten besteht, hindert die Behörde nicht, aufgrund der besonderen Umstände des Falles im Ermessenswege schon dann tätig zu werden, wenn der Eingreifrichtwert nicht erreicht ist10.


Hat die Gemeinde eine ihr im Genehmigungsfreistellungsbereich (selbst) obliegende Entscheidung im Sinne des § 68 Abs. 3 LBO SL 2004 über die Befreiung positiv getroffen, steht dies einem Tätigwerden der Unteren Bauaufsichtsbehörde nach § 81 Abs. 1 Satz 1 LBO SL und dementsprechend einem darauf gerichteten Einschreitensanspruch des Nachbarn zumindest solange entgegen, wie der Befreiungsbescheid nicht nach seinem Ergehen und Bekanntwerden von dem Nachbarn angefochten und seine Vollziehbarkeit nicht beseitigt worden ist.


Nachbarschutz ist insoweit verfahrensrechtlich nicht im Wege der einstweiligen Anordnung gem. § 123 Abs. 1 VwGO, sondern allein im Rahmen der vom Prozessrecht gegen Verwaltungsakte zur Verfügung gestellten Rechtsbehelfe (Widerspruch und Anfechtungsklage) gegen den von der Festsetzung einer privaten Grünfläche im Bebauungsplan befreienden Bescheid der Gemeinde und


- bezogen auf den vorläufigen Rechtsschutz - im Wege des nach § 123 Abs. 5 VwGO grundsätzlich vorrangigen Aussetzungsverfahren (§§ 80 a, 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO) zu suchen11.


Soweit § 35 I 1 GewO dem Schutz der Allgemeinheit dient, ist die Norm nicht drittschützend. Dritte haben daher keinen Anspruch auf Erlass einer Untersagungsverfügung, selbst wenn die Voraussetzungen für eine Untersagung nachgewiesen wurden.


Aus Grundrechten kann unter bestimmten Umständen ein staatliches Tätigwerden mit dem Ziel der Sicherung grundrechtlich geschützter Rechtsgüter geboten sein (hier verneint)12.


I 3. Bolzplatz


Auch bei von hoheitlich betriebenen Anlagen ausgehendem Lärm folgt aus einer etwaigen Verletzung des immissionsschutzrechtlichen Vermeidungsverbots gem. § 22 I 1 Nr. 1 BImSchG kein unmittelbarer Abwehranspruch im Nachbarschaftsverhältnis zwischen Störer und Gestörten; als Anspruchsgrundlage für das Lärmminderungsbegehren von Nachbarn kommt allein der allgemeine öffentlich-rechtliche Abwehranspruch in Betracht.


Die Kinderlärm privilegierende und ein absolutes Toleranzgebot statuierende Vorschrift des § 22 I a BImSchG ist nicht anwendbar, wenn der Benutzerkreis einer öffentlichen Einrichtung nicht auf Kinder (also auf Personen unter 14 Jahren) beschränkt ist oder es sich bei der Einrichtung ihrer Ausstattung nach um einen Bolzplatz und nicht um eine Ballspielfläche für Kinder handelt.


Die Zumutbarkeit des von einem Bolzplatz ausgehenden Lärms kann nicht abschließend anhand von technischen Regelwerken beurteilt werden, da sich weder die TA Lärm oder die 18.BImSchV (Sportanlagenlärmschutzverordnung) noch die Freizeit-Richtlinie (LAI - Richtlinie) für derartige Anlagen Geltung beimessen.


Die normkonkretisierende Funktion der Immissionsrichtwerte der Sportanlagenlärmschutzverordnung kann die individuelle Würdigung der von Spiel- und Freizeitanlagen ausgehenden Lärmimmissionen nicht ersetzen; die Verordnung kann jedoch einen Ausgangspunkt für die rechtliche Bewertung bilden (Anschluss an BVerwG, NVwZ 2003,377)13.


Ein in sehr enger räumlicher Zuordnung zu einem benachbarten Wohnhaus errichtetes Multifunktionsfeld, dessen bestimmungsgemäße Nutzung sich wegen seiner konstruktionsbedingten Besonderheiten (Holzumrandung, die sich im Bereich der Torlinie bis in eine Höhe von 4 m erstreckt, stählerne Fußballtore) sehr lärmintensiv auswirkt, kann für die Nachbarn unzumutbar sein, zumal wenn die Anlage in ihrer konkreten Ausgestaltung verglichen mit der Nutzung typischer Bolzplätze zu einem erheblichen "Mehr" an Lärmbeeinträchtigungen für die Nachbarschaft führt, das zur Verwirklichung des Zieles, Kindern, Jugendlichen und Heranwachsenden eine Ballspielmöglichkeit zur Verfügung zu stellen, nicht erforderlich ist.


Zur Beurteilung der Rücksichtslosigkeit eines Multifunktionsfeldes, das ganz überwiegend zum Bolzen genutzt wird, ist die Einholung von Lärmgutachten jedenfalls dann nicht erforderlich, wenn ein Gutachten allenfalls einen groben Anhalt für die Bestimmung von Zumutbarkeitsgrenzen geben, nicht aber entscheidend zur Beurteilung beitragen kann, ob die von der Anlage in ihrer konkreten, verglichen mit einem üblichen Bolzplatz zu einem nicht zwecknotwendigen "Mehr" an Lärmereignissen führenden Ausgestaltung bei bestimmungsgemäßer Nutzung ausgehenden Geräusche, insbesondere angesichts ihrer Häufigkeit, Impulshaltigkeit und Unregelmäßigkeit den in enger räumlicher Nähe zur Anlage wohnenden Kl. zumutbar sind14.


Gegen einen Bolzplatz, der auch von Erwachsenen zum Fußballspiel benutzt wird, auf einer für Ball- und Bahnspiele in einem Bebauungsplan ohne Lärmschutzvorkehrungen zugunsten der Nachbarn festgesetzten öffentlichen Grünfläche kann erfolgreich Nachbarklage erhoben werden, wenn dort Nutzungen ermöglicht werden, die die Nachbarn erheblich und damit unzumutbar beeinträchtigen15.


Ballflüge (hier: Bolzplatz) vom Spiel- und Sportplatzgelände auf ein (durch eine dazwischen verlaufende Straße gerücktes) Nachbargrundstück, die nur einige Male im Jahr erfolgen, müssen als sozialadäquat hingenommen werden16.


Gilt für die Teilfläche eines Grundstücks eine Bebauungsplanfestsetzung, auf deren Grundlage eine Enteignung dieser Fläche in Betracht kommt, dann kann der Grundstückseigentümer gegenüber dem Bauvorhaben eines Dritten auf dieser Teilfläche für die Restfläche Nachbarrechte geltend machen.


Bei Bolzplätzen ist die Zumutbarkeitsgrenze für Lärmimmissionen durch eine Würdigung aller maßgeblichen Umstände der konkreten Situation, insbesondere der Gebietsart und der tatsächlichen Verhältnisse ("tatrichterliche Würdigung"), zu bestimmen. Die Immisionswerte der Sportanlagenlärmschutzverordnung (18.BImSchV) sind als Anhaltspunkte heranzuziehen; die Bestimmungen über die Ermittlungs- und Beurteilungsverfahren sind entsprechend anzuwenden.


Bei der Ermittlung der Geräuschemission eines Bolzplatzes mit Rasenspielfeld, festen Toren und geräuschdämmendem Ballfanggitter ist kein Impulszuschlag gemäß Nr. 1.3.3 des Anhangs zur 18.BImSchV anzusetzen17.


Der Nachbar eines Fußballplatzes hat einen Anspruch darauf, dass das Zufliegen von Bällen auf sein Grundstück durch geeignete Vorkehrungen (hier Ballfangzaun von 6 m Höhe) verhindert wird18.


Die Zumutbarkeit des von einem Bolzplatz ausgehenden Lärms kann nicht abschließend anhand von technischen Regelwerken beurteilt werden, da sich weder die TA Lärm oder die 18.BImSchV (Sportanlagenlärmschutzverordnung) noch die Freizeit-Richtlinie (LAI - Richtlinie) für derartige Anlagen Geltung beimessen. Die normkonkretisierende Funktion der Immissionsrichtwerte der Sportanlagenlärmschutzverordnung kann die individuelle Würdigung der von Spiel- und Freizeitanlagen ausgehenden Lärmimmissionen nicht ersetzen; die Verordnung kann jedoch einen Ausgangspunkt für die rechtliche Bewertung bilden.19


Aus der Struktur der Vorschrift, auf Grund derer die Ausnahmegenehmigung nach dem Landesimmissionsschutzgesetz (LImSchG) erteilt werden kann, ergibt sich, dass eine Rechtsverletzung eines Nachbarn nur bei einer spürbaren und nicht zumutbaren Beeinträchtigung vorliegt.20


Von baulichen Anlagen dürfen keine unzumutbaren Geräuschbelästigungen ausgehen (auch nachbarschützender § 19 NBauO, „physikalische Einflüsse“). Geräuscheinwirkungen werden nach der Sechsten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Bundes-Immissionsschutz (Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm) vom 26.08.98 (GMBl. S. 503) für betriebliche Anlagen unabhängig von ihrer Genehmigungspflicht nach dem BImSchG beurteilt21.


Die Zumutbarkeit des von einem Bolzplatz ausgehenden Lärms kann nicht abschließend anhand von technischen Regelwerken beurteilt werden, da sich weder die TA Lärm oder die 18.BImSchV (Sportanlagenlärmschutzverordnung) noch die Freizeit-Richtlinie (LAI - Richtlinie) für derartige Anlagen Geltung beimessen. Die normkonkretisierende Funktion der Immissionsrichtwerte der Sportanlagenlärmschutzverordnung kann die individuelle Würdigung der von Spiel- und Freizeitanlagen ausgehenden Lärmimmissionen nicht ersetzen; die Verordnung kann jedoch einen Ausgangspunkt für die rechtliche Bewertung bilden.22


I 4. DIN


Wird in einem Bebauungsplan (hier: im Rahmen der Festsetzung flächenbezogener Schallleistungspegel (IFSP) auf außerstaatliche Regelungen wie DIN-Normen verwiesen, ist es zur Wahrung der rechtsstaatlichen Anforderungen an die ordnungsgemäße Verkündung erforderlich, diese Regelung nach Inhalt, Datum bzw. Ausgabe sowie der Stelle, an der sie eingesehen oder von der sie bezogen werden kann, genau zu bezeichnen, wenn der Regelungstext dem Bebauungsplan nicht als Anlage beigefügt wird.


Genügt der Bebauungsplan diesen Anforderungen nicht, so kann der Verkündungsfehler durch Ergänzung des Normtextes, erneute Ausfertigung und erneute Bekanntmachung des Bebauungsplan geheilt werden; einer erneuten Abwägung und eines erneuten Ratsbeschlusses bedarf es nicht.23


I 4.1. DIN 45691


Setzt ein Bebauungsplan die Zulässigkeit von Vorhaben nach einen bestimmten Maß an höchstens zulässigen Schallemissionen - hier ermittelt nach DIN 45691- fest, dient die Pflicht zur ordnungsgemäßen Verkündung - bezogen auf den Hinweis, in welcher Weise die DIN 45691 eingesehen werden kann - auch dem Umweltschutz im Sinne des § 2 V UmwRG.24


I 4.2 DIN 13814


Technische Baubestimmungen können den Charakter einer normenkonkretisierenden Verwaltungsvorschrift haben. In diesem Fall verfügt die Behörde über einen Beurteilungsspielraum zur Geeignetheit, Erforderlichkeit und Angemessenheit.


Die technische Baubestimmung, mit der die DIN EN 13814 auch für sog. Altanlagen umgesetzt worden ist, ist generell verhältnismäßig. Im Einzelfall auftretenden Unverhältnismäßigkeiten kann nur durch Abweichungsentscheidung oder Austauschmittel begegnet werden.25


I 4.3 DIN 4109


Es ist sachgerecht, die für die Berücksichtigung des Schallschutzes bei der städtebaulichen Planung relevanten Immissionen des Straßen- und Schienenverkehrslärms gemäß DIN 18005 in Verbindung mit der RLS 90 bzw. Schall 03 rechnerisch zu ermitteln.26


Setzt ein Bebauungsplan für konkret bezeichnete Bereiche fest, dass dort bei Errichtung von Gebäuden die Anforderungen an das für die Lärmpegelbereiche III bis V gemäß DIN 4109 geltende Schalldämmmaß zu erfüllen sind, muss in der entsprechenden Festsetzung keine Fundstelle für die DIN-Norm angegeben werden.27


I 5. Erntegerät


Hächselmaschinen, Traktoren und Mähdrescher, die als Erntemaschinen zum Einsatz kommen, sind insoweit Anlagen nach § 3 Abs. 5 Nr. 2 BImSchG und keine Fahrzeuge im Sinne von § 38 BImSchG.


Die Zumutbarkeit von Lärmimmissionen durch nächtliche Ernteeinsätze in der Landwirtschaft für die Nachbarschaft ist anhand einer entsprechenden Anwendung der wesentlichen Grundsätze der TA Lärm zu beurteilen, auch wenn diese sich nach ihrer Nr. 1 Abs. 2 Buchst. c für landwirtschaftliche Anlagen keine unmittelbare Geltung beimisst.28


I 6. Feuerwerk


Der Nachbar kann ein behördliches Einschreiten gegen ein im Rahmen einer Hotelveranstaltung durchgeführtes Feuerwerk nur verlangen, wenn die Beeinträchtigungen, die von dem Feuerwerk ausgehen, erheblich sind.29


Solange für potenziell gesundheitsgefährdende Stoffe keine Immissionswerte bestimmt sind, dienen zur Minimierung des Gesundheitsrisikos erlassene Emissionswerte auch dem Schutz eine individualisierbaren Personenkreises im Einwirkungsbereich der Anlage.


Im Rahmen des Minimierungsgebots endet die Schutzpflicht regelmäßig dort, wo auf Grund sachverständiger Risikoabschätzung die Irrelevanz einer von der Anlage verursachten Immissionsbelastung durch potenziell gesundheitsgefährdende Stoffe anzunehmen ist.


Eine Erledigung des Rechtsstreits in der Hauptsache tritt nicht ein, wenn im Lauf des Prozesses ein Emissionsgrenzwert herabgesetzt und die Klage gegen die immissionschutzrechtliche Genehmigung in der geänderten Gestalt fortgeführt wird.30


I 7. Freizeitfläche


Der nach § 55 Abs. 2 Satz 2 LBO mit dem Verstreichen der Einwendungsfrist eintretende Verlust der Abwehrrechte ist auf das konkrete Genehmigungsverfahren beschränkt und führt nicht dazu dass der Angrenzer nach der Stellung eines neuen, auf die Änderung der dem Bauherrn erteilten Baugenehmigung gerichteten Antrag keine Einwendungen gegen das mit diesem Antrag zur Genehmigung gestellte Vorhaben erheben kann. Das gilt auch dann, wenn der zweite Bauantrag über den ersten Bauantrag nicht hinausgeht. Zu vergleichen sind insoweit nicht die beiden Bauanträge, sondern die auf den ersten Bauantrag ergangene Genehmigung und der neue Bauantrag (hier Nachbarschutz bejaht gegen Betriebszeit 2.Bauantrag Strandbad ohne Einwendung gegen 1.Bauantrag)31
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